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• Kritik der Regelsatz-

bemessung

• Aktionstage

30./31. Oktober 2020

• BSG-Urteile u.a.

Aktionstage für ein besseres Leben für alle statt
wachsender Armut und Ausgrenzung

100 Euro Corona-Zuschlag sofort!
Für Regelsätze, die zum Leben reichen!

Das Bundesministerium für Arbeit
und Soziales hat die Öffentlichkeit
darüber informiert, dass die Regelsät-
ze für Alleinstehende zum 1.1.2021
um 14 Euro und die für Eheleute und
Partner*innen in einer eheähnlichen
Gemeinschaft um 12 Euro angehoben
werden sollen.

Für Kinder im Alter bis fünf Jah-
ren soll der Regelsatz um 33 Euro,
bei Kindern zwischen 6 und 13 Jah-
ren um 1 Euro und für Jugendliche
zwischen 14 und 17 Jahren um 45
Euro ansteigen.

Diese Mini-Anhebung soll der
Bundestag schon im Laufe des No-
vembers 2020 beschließen.

Doch fängt diese Erhöhung, die für
Alleinstehende am Tag etwa 47 Cent
ausmachen würde, nicht einmal die
corona-bedingten Mehrkosten vieler
armer Haushalte auf.

Durch steigende Lebensmittel-
preise, den Mehrbedarf an Hygiene-
artikeln wie Desinfektionsmitteln und
Masken, den Wegfall der Tafeln und
des kostenlosen Schul-und Kitaes-
sens sind viele in der nackten Exi-
stenz bedroht. Wir fordern daher ei-
nen Corona-Zuschlag von 100 Euro
auf die Regelsätze, um die schlimm-
ste Not abfedern zu können.

Durch die Auswirkungen der Co-
rona-Krise ist weiter mit einem mas-
siven Anstieg der Erwerbslosigkeit,
Einkommensarmut und Insolvenzen
zu rechnen.

Wer für die Krise zahlen wird, ent-
scheidet sich schon heute! Nach ver-
schiedenen Berechnungen auf der
Grundlage des Modells der Wissen-
schaftlerinnen Dr. Irene Becker und
Dr. Verena Tobsch müsste der Regel-
satz z.B.  für Alleinstehende eigent-
lich auf 603 Euro angehoben werden.

Zur Neuberechnung der Regel-
sätze ist der Bundestag alle fünf Jah-
re gesetzlich verpflichtet.

So auch jetzt, da inzwischen die
Ergebnisse der neuesten Einkom-
mens- und Verbrauchsstichprobe
(EVS) vorliegen.

Doch haben die Statistiker*innen
der Bundesregierung rund 160 Euro
als „nicht regelsatzrelevant“ willkür-
lich aus den ermittelten Ausgaben
armer Haushalte herausgerechnet.

Das betrifft z.B. die Kosten für Zim-
merpflanzen, Schnittblumen und
Weihnachtsbäume, ebenso Kosten
für die Mobilität und Ausgaben für die
Teilnahme am sozialen Leben (z.B.
der gelegentliche Besuch einer Gast-
stätte).

Das bundesweit aktive Bündnis
„AufRecht bestehen“, in dem auch die
KOS Mitglied ist, fordert die Zurück-
nahme aller politisch motivierten
Streichungen beim Existenzmini-
mum! Wir fordern somit eine soforti-
ge Erhöhung des Regelsatzes auf
mindestens 600 Euro! Die Forderung
nach einer Erhöhung der Regelsätze
betrifft rund 8 Millionen Menschen,

ALG II und Sozialhilfe-Berechtigte,
Aufstocker*in-nen, Menschen, die
Geld aus der  Altersgrundsicherung
oder nach dem Asylbewerberlei-
stungsgesetz erhalten. Hinzu kom-
men mindestens vier Millionen Men-
schen, die einen Anspruch auf Lei-
stungen hätten, diesen aber nicht
geltend machen.

Profitieren würden auch sehr vie-
le Menschen mit niedrigen Einkom-
men, nicht zuletzt die so genannten
„Held*innen der Krise!

Beteiligt Euch alle an den Akti-

onstagen am Freitag, dem 30. Ok-

tober oder am Samstag, dem 31.

Oktober und lasst uns unseren For-

derungen laut und deutlich Gehör

verschaffen.

Findet heraus, was vor Ort laufen
soll – z.B. auf unserer Homepage
unter https://www.erwerbslos.de/

aktivitaeten – oder stellt selbst et-
was auf die Beine!

Zum Beispiel Infostände vor Job-
centern, in Fußgängerzonen oder vor
Supermärkten; Schautafeln mit Erfah-
rungsberichten, eigene Veranstaltun-
gen, einer Unterschriftensammlung
für die 100 Euro-Forderung ...
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BSG
Rechtsprechung

zum

ALG II
BSG v. 24.6.2020 (Az. B 4 AS 7/20
R): Das BSG hält an seiner Rechtspre-
chung fest, wonach Guthaben aus
Nebenkosten- oder Heizkostenab-
rechnung im Normalfall bedarfsmin-
dernd auf den Monat nach dem Zu-
fluss anzurechnen sind. Dabei spielt
es keine Rolle, ob das Guthaben über-
wiegend in Zeiten entstanden ist, in
denen Kläger nicht im Leistungsbe-
zug gestanden haben. Etwas ande-
res gelte nur, wenn das Jobcenter die
Kosten der Unterkunft in der Vergan-
genheit gedeckelt habe und Alg-2-
Berechtigte den fehlenden Teil der
Kosten aus eigener Tasche getragen
hätten. Dann werde ein Guthaben
nicht angerechnet, soweit der erstat-
tete Betrag die von den Betroffenen
aus der Regelleistung selbst aufge-
wendeten Unterkunftskosten nicht
überschreite.

BSG v. 24.6.2020 (Az. B 4 AS 8/20
R): Das BSG hat klargestellt, dass für
die Anrechnung von Guthaben aus
einer Betriebskostenabrechnung al-
lein die Regelung nach § 22 Abs. 3
SGB II maßgeblich ist. Danach min-
dern sich in solchen Fällen die Unter-
kunftskosten im Monat nach der Gut-
schrift. Sofern die Gutschrift höher als
die gesamten Kosten der Unterkunft
ausfällt, könne das Jobcenter den
Restbetrag auch noch im Folgemonat
anrechnen. Doch sei es unzulässig,
wenn das Jobcenter die Gutschrift
wie normales Einkommen behandle
und sie ab dem Zuflussmonat

gleichmäßig auf einen Zeitraum von
sechs Monaten verteile. Denn die
Sondervorschrift des § 22 Abs. 3 SGB
II verdränge die Regelung über die An-

rechnung von einmaligen Einnahmen
nach § 11 Abs. 3 SGB II. Das begrün-
det das BSG mit dem Willen des Ge-
setzgebers, der gezielt die Kommu-
nen bei den von ihnen zu tragenden
Unterkunftskosten finanziell entlasten
wolle.

BSG v. 24.6.2020 (Az. B 4 AS 9/20
R): Alg-2-Berechtigte, die eine Steu-
ererstattung auf ein Girokonto mit
Dispo (=Überziehungskredit) bekom-
men, das tief im Minus ist, erhalten
dadurch zwar einen Wertzuwachs.
Dieser Wertzuwachs ist grundsätzlich
auch als einmaliges Einkommen auf
die Leistungen nach SGB II anrechen-
bar. Bei größeren Erstattungen kann
das Jobcenter die Anrechnung auf
sechs Monate verteilen. Doch kom-
me nach der vor dem 1.1.2017 gülti-
gen Rechtslage eine Anrechnung ab
dem Zeitpunkt nicht mehr in Frage,
an dem die Bank den Zahlungsein-
gang nutze, um das Minus auf dem
Konto zu verringern. Ab diesem Zeit-
punkt fehle es Betroffenen an „berei-
ten Mitteln“, um damit ihren Lebens-
unterhalt zu bestreiten. Die Betroffe-
nen sind dann auch nicht verpflichtet
ihren Dispo voll auszuschöpfen und
für die neuen Schulden happige Zin-
sen an die Bank zu zahlen, stellt das
BSG weiter fest. Allerdings könne das
Jobcenter nach der seit 2017 gültigen
Rechtslage die Leistungen als Darle-
hen statt als Zuschuss vergeben,
wenn jemand auf einen Anrechnungs-
zeitraum von sechs Monaten verteil-
tes Einkommen vor Ablauf der sechs
Monate verbrauche und deswegen
zusätzlichen Hilfebedarf habe.

BSG v. 24.6.2020 (Az. B 4 AS 10/20
R): Bei schwankendem und nicht ge-
nau vorhersehbarem Einkommen soll
das Jobcenter eigentlich SGB-2-Lei-
stungen nur mittels eines vorläufigen
Bescheides bewilligen. Nach Vorlie-
gen der Nachweise über die genaue
Einkommenshöhe der Alg-2-berech-
tigten Person soll das Jobcenter dann
den vorläufigen durch einen endgül-
tigen Bescheid ersetzen, der auf
Grundlage der tatsächlichen Einkünf-
te der Betroffenen ergeht. Falls das
Jobcenter aber zu Beginn des Bewil-
ligungszeitraums einen Bescheid er-
lässt, der keinen Hinweis darauf ent-

hält, dass der Bescheid nur vorläufi-
gen Charakter hat, so handelt es sich
von Anfang an um einen endgültigen
Bescheid. Betroffene, von denen das
Jobcenter nach Ablauf des Bewilli-
gungszeitraums aufgrund zu niedrig
angesetzter Arbeitseinkünfte über-
zahlte Leistungen zurückfordern, kön-
nen sich dann unter Umständen auf
„Vertrauen“ berufen: Sie können ge-
gen die Rückforderung einwenden,
dass sie auf die Richtigkeit des Be-
scheides vom Amt vertraut und des-
halb ihre Leistungen vollständig ver-
braucht haben. In solchen Fällen reicht
es für das Jobcenter nicht aus zu be-
haupten, dass den Betroffenen prin-
zipiell bekannt war oder sie hätten
wissen müssen, dass das erzielte
Arbeitseinkommen auch über den
von der Behörde geschätzten Beträ-
gen liegen und dann zurückgefordert
werden können.

Wichtige

Urteile
Wenn eine Behörde rechtswidrig vor-
enthaltene Sozialleistungen nachzah-
len muss, so hat sie diese nach § 44
SGB I grundsätzlich auch mit 4% Zin-
sen im Monat zu verzinsen. Der Ver-
zinsungsanspruch beginnt dabei
sechs Monate nach dem Eintritt der
Fälligkeit der Forderung. Eine Forde-
rung wird fällig, sobald die Vorausset-
zungen für eine Bewilligung der Lei-
stung vorgelegen haben, die dann
nachgezahlt werden muss. Das heißt,
ab Eingang des vollständigen Lei-
stungsantrags beim zuständigen Lei-
stungsträger. Das hat das BSG in ei-
nem Urteil vom 3.6.2020 zu den Lei-
stungen der Grundsicherung im Alter
und bei dauerhafter Erwerbsminde-
rung nach dem SGB XII klargestellt
(AZ: B 8 SO 15/19).
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Für die Beratungspraxis

Quellen: Bundesagentur für Arbeit; O-Ton Arbeitsmarkt

Aufgrund der Corona-Krise hat die
Bundesregierung ein erleichtertes An-
tragsverfahren gemäß § 67 SGB II
beschlossen.

Dessen Gültigkeit hat die Regie-
rung Anfang September nochmals
verlängert.

Danach soll das Jobcenter in der
Zeit vom 1.3.2020 bis zum 31.12.2020
bei Alg-II-Leistungen, die es wegen
der Anrechnung von schwankendem
oder in seiner Höhe unklarem Ein-
kommen z.B. aus selbstständiger Tä-
tigkeit vorläufig bewilligt hat, nur auf
Antrag der Betroffenen endgültige
Bescheide erlassen.

Die Beantragung eines endgülti-
gen Bescheides wird aber aus Betrof-
fenensicht in der Regel von Nachteil
seien, wenn die Einnahmen höher
sind als die in der ursprünglichen Pro-
gnose gegenüber dem Jobcenter ver-
anschlagten Einnahmen.

Denn dann droht eine Erstattung
überzahlter Leistungen an das Job-
center. Falls die Einnahmen im Bewill-
ligungszeitraum allerdings hinter der
Prognose im Formular EKS zurückge-
blieben sind oder wenn das Jobcen-
ter die Leistungen zunächst ohne ei-
nen Freibetrag für Erwerbstätigkeit
berechnet hat, könnte ein Antrag auf
abschließende Bewilligung doch loh-
nen. Am besten lassen sich Betroffe-
ne daher anhand ihres vorläufigen
Bescheides und der Aufstellung ihrer
tatsächlich erzielten Einnahmen ge-
nau beraten, ehe sie entscheiden, ob
sie einen endgültigen Bescheid vom
Jobcenter verlangen.

Hartz IV: Für viele nicht nur

eine Übergangslösung

Im Juni 2019 gibt es etwa 5,7 Mio.
Menschen, die in Deutschland Lei-
stungen der Grundsicherung für Er-
werbsfähige nach dem SGB II (oft
„Hartz IV“ genannt) bezogen haben,
darunter fast 2 Mio. Kinder und Ju-
gendliche unter 18 Jahren.

Von den Betroffenen haben sage
und schreibe 42 Prozent bereits län-
ger als vier Jahre SGB-2-Leistungen
bezogen, mit Unterbrechung von al-
lenfalls wenigen Tagen.

Vermögen noch ungleicher

verteilt als gedacht

Eine vor kurzem veröffentlichte
Untersuchung des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW)
macht deutlich, dass die Vermögens-
verteilung in der Bundesrepublik noch
ungleicher ist als gedacht.

Anhand von öffentlich zugängli-
chen Statistiken z.B. zu Unterneh-
mensbeteiligungen ergibt sich Fol-
gendes: Das reichste Prozent der Ge-
sellschaft besitzt sage und schreibe
ein Drittel des Vermögens in der Bun-
desrepublik.

Fasst man den Kreis der Vermö-
genden etwas weiter und nimmt die
oberen 10% der Bevölkerung, so ge-
hört diesen 10% Zweidrittel des in der
Gesellschaft vorhandenen Vermö-
gens.

Die untere Hälfte der Bevölkerung
hat dagegen vor allem Schulden. Sie
besitzt gerade einmal 1,4% des in der
Gesellschaft vorhandenen Vermö-
gens!

Weitere Einzelheiten zu der Stu-
die findet man hier: https://tinyurl.

com/yxssdw3x.
Die Untersuchung des DIW wirft

ein Schlaglicht darauf, dass die Vermö-
gensverteilung in den letzten etwa 40
Jahren in der Bundesrepublik immer
ungleicher geworden ist.

Wer das ändern will, kann auch –
anders als die Autoren der DIW-Stu-
die, die übrigens im Auftrag des Bun-
deministeriums für Arbeit und Sozia-
les erstellt worden ist, meinen - nicht
auf eine angemessene Versteuerung
der vorhandenen großen Vermögen
verzichten.

Um die erfolgreiche Arbeit der
KOS abzusichern, brauchen wir
neue Fördermitglieder, die das

Rückgrat unseres Vereins bilden.
Formulare und weitere

Informationen:
www.erwerbslos.de

oder Tel: 030/ 868 767-00

Jetzt

Mitglied

werden!
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Das nächste A-Info (Nr. 200) erscheint
voraussichtlich im November 2020.
Redaktionsschluss dieser Nummer

war der 15.09.2020.

Wie sich Kinderarmut
im Alltag auswirkt

Mehr als jedes fünfte Kind in der
Bundesrepublik – insgesamt rund 1,9
Mio. Kinder und Jugendliche unter 18
Jahren - lebt in einem Haushalt mit
einem Einkommen unterhalb der sta-
tistischen Grenze zur Armutsgefähr-
dung, die mit 60% des mittleren Ein-
kommens bestimmt ist. Zweidrittel
dieser Kinder leben in Haushalten, die
Leistungen nach dem SGB II (bzw.
„Hartz IV“) beziehen. Das ist jedes
siebte Kind in Deutschland. Rund
90% dieser Hartz-IV-Haushalte mit
Kindern bekommen schon seit min-
destens einem Jahr Geld vom Job-
center, etwa die Hälfte von ihnen so-
gar schon länger als vier Jahre.

Betroffen sind häufig die Kinder
von Alleinerziehenden: Rund 34%
aller Kinder von Alleinerziehenden

leben von Hartz IV. Bei Alleinerziehen-
den-Haushalten mit mehr als zwei
Kindern sind es sogar zwei von drei
Kindern. Besonders betroffen sind
aber auch Kinder in kinderreichen Fa-
milien. Von denen ist jeder fünfte
Haushalt auf Hartz IV angewiesen.

Was das Leben mit Hartz IV für
die betroffenen Kinder und ihren All-
tag bedeutet, machen ansatzweise
Daten des Instituts für Arbeitsmarkt-
und Berufsforschung (IAB) der Bun-
desagentur für Arbeit deutlich.

Das IAB führt regelmäßig reprä-
sentative Befragungen durch, in de-
nen es darum geht, welche Güter im
Haushalt fehlen und welche dort vor-
handen sind. Die Ergebnisse dieser
Befragung hat das IAB nach Einkom-
menshöhe verschiedenen Haushalts-
typen zugeordnet. Diese Daten hat
die Bertelsmann-Stiftung aktuell in
einer Faktensammlung zusammen-
geführt.

Aus der Faktensammlung ergibt
sich ein bedrückendes Bild: Hartz-IV-
Haushalten mit Kindern mangelt es
danach oftmals an grundlegenden
Dingen. So ist bei 68% von ihnen aus
finanziellen Gründen nicht einmal eine
einwöchige Urlaubsreise drin – bei
Kindern aus allen anderen Haushal-
ten gilt das nur zu 12%.

Der Ersatz von verschlissenen al-
ten Möbeln ist in 65% aller Haushal-
te im SGB-2-Bezug mit Kindern nicht
möglich – bei allen anderen Haushal-
ten gilt das nur für 11%. Ebenso fehlt
in Hartz-IV-Haushalten mit Kindern
sehr oft auch das Geld für neue Klei-
dung. Dem entspricht, dass 4,5% der
betroffenen Haushalte angeben, dass
es den Kindern an ausreichend Win-
terkleidung fehlt. 44,9% aller betrof-
fenen Kinder bekommen ferner nicht
einmal regelmäßiges Taschengeld.

Oft ist auch die Wohnsituation sehr
beengt. So haben 13% der Kinder aus
Hartz-IV-Haushalten nach dem Ergeb-
nis der Befragung zu wenig Platz in
der Wohnung, um dort ihre Hausauf-
gaben machen und lernen zu können.

Zudem fehlt in jedem vierten Hartz-
IV-Haushalt auch ein internetfähiger
Computer, während dies bei so gut
wie allen anderen Haushalten inzwi-
schen zur Wohnungsausstattung mit
dazu gehört.

Spätestens seit der Corona-Krise
ist außerdem klar, dass ein solcher
internetfähiger PC eine Vorausset-
zung für einen erfolgreichen Schulbe-
such darstellt.

Die Autor*innen der Faktensamm-
lung sprechen sich vor dem Hinter-
grund der verfügbaren Daten zur Kin-
derarmut für eine deutliche finanziel-
le Besserstellung armer Familien aus.
Insbesondere könne das durch eine
Kindergrundsicherung geschehen.
Die müsse so hoch bemessen sein,
dass damit ein normales Leben für
die betroffenen Kinder und Jugendli-
che möglich sei.

In diesem Zusammenhang beto-
nen die Studienautor*innen ausdrück-
lich, dass das gängige Vorurteil nicht
zutreffe, dass die Eltern das Geld in
einem solchen Fall lieber für sich ver-
wenden würden. Die Daten deuteten
im Gegenteil klar darauf hin, dass die
Eltern eher bei sich sparen würden
als bei ihren Kindern.

Leitfaden für Arbeits-

lose neu aufgelegt!

Das Arbeitslosenprojekt TuWas hat
den Leitfaden für Arbeitslose neu
aufgelegt. Die 35. Auflage dieses in
der Sozialberatung unverzichtbaren
Rechtsratgebers zum SGB III spiegelt
die Rechtsklage zum 1.7.2020 und
kostet 22 Euro. Er kann über den
Fachhochschulverlag Frankfurt a.M.
oder im Buchhandel bestellt werden.

Um die erfolgreiche Arbeit der
KOS abzusichern, brauchen wir
neue Fördermitglieder, die das

Rückgrat unseres Vereins bilden.
Formulare und weitere

Informationen:
www.erwerbslos.de

oder Tel: 030/ 868 767-00

Jetzt

Mitglied

werden!
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Resolution der Tagung der Koordinierungsstelle
gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen (KOS) 2020
in Gladenbach zur Regelsatzbemessung

Die Höhe der Regelleistung hat
direkten Einfluss auf die Höhe des
Einkommens für Millionen arbeits-
loser oder einkommensarmer Be-
zieherinnen und Bezieher von
Grundsicherungsleistungen nach
SGB II, SGB XII, Asylbewerberlei-
stungsgesetz, usw.

Indirekt wirkt sich die Höhe der
Regelleistung auf alle hier lebenden
Menschen aus. Vor allem, weil sich
danach auch die Höhe des steuer-
frei zu lassenden Existenzmini-
mums für Lohnabhängige und Rent-
ner*innen bemisst und weil die Re-
gelleistungshöhe bei Kindergeld
und Unterhalt eine Rolle spielt.

Umso beunruhigender ist es,
dass das Verfahren zur Festlegung
der Höhe dessen, was in diesem
Land als zur Sicherung der men-
schenwürdigen Existenz unbedingt
erforderlich gilt, mehr als fragwür-
dig ist.

Das Ermittlungsverfahren be-
günstigt einen statistischen Zirkel-
schluss. Als Bezugsgröße für Er-
wachsene werden die unteren 15%
der Einkommensbe-zieher*innen
herangezogen.

Das aber, ohne dabei alle Perso-
nen auszuschließen, deren Einkom-
men unter dem Hartz-IV-Niveau
liegt, die aber keinen Antrag stellen.
Auch Aufstocker*innen, die nur
über ein geringes zusätzliches Ein-
kommen verfügen, werden nicht
herausgenommen.

Zudem streicht die Bundesregie-
rung viele Ausgaben der unteren
Einkommensgruppen aus der Be-
rechnung des Regelsatzes mit der
Begründung, sie seien für den Re-
gelsatz nicht relevant.

Ein kleiner Teil dieser Kürzungen
ist begründet, wie etwa die Heraus-
nahme der GEZ-Gebühren, von de-
nen Leistungsberechtigte befreit
sind. Der ganz überwiegende Teil
der Kürzungen ist aber sachlich

nicht begründet oder führt zu me-
thodisch problematischen Ergebnis-
sen, die die Grundannahme des Sta-
tistikmodells aushöhlen.

Wer z.B. die statistisch nachge-
wiesenen durchschnittlichen Ausga-
ben für Zimmerpflanzen, Schnittblu-
men und den Weihnachtsbaum
streicht, kürzt damit allen Betroffe-
nen die Leistungen. Das geschieht
unabhängig davon, ob sie tatsäch-
lich ihr Geld für Pflanzen, Blumen
oder den Weihnachtsbaum ausge-
ben. Gleiches gilt auch für viele an-
dere Ausgaben, die von den unte-
ren Einkommensgruppen zwar ge-
tätigt  werden, die aber als angeb-
lich nicht relevant für den Regelsatz
gestrichen werden.

Die für einen normalen Haushalt
anfallenden Stromkosten werden in
der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe ebenfalls systematisch
unterschätzt. Das liegt vor allem

daran, dass die Stromkosten bei
Heimbewohnern und Heimbewoh-
nerinnen sowie bei Personen im
Untermietverhältnis gar nicht ge-
sondert als solche statistisch aus-
gewiesen werden.

Auch die Ausgaben für die An-
schaffung z.B. eines Kühlschranks
oder einer Waschmaschine, für die
monatlich nur Kleinstbeträge von
einem Euro und ein paar Cent als
„Ansparleistung“ in den Regelsät-
zen vorgesehen sind, werden über
die Regelleistung nicht bedarfsge-
recht abgegolten.

Denn solche seltenen, relativ
hohen Ausgaben für große Elektro-
geräte fallen im Ermittlungszeit-
raum der Einkommens- und Ver-
brauchsstichprobe nur bei einigen
wenigen Haushalten an. Somit sind
die errechneten monatlichen Durch-
schnittsausgaben für diese Güter zu
niedrig. Ein Ansparen für die Repa-
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Diese Regierungspraxis bei der
Regelsatzbemessung hat dazu ge-
führt, dass die betroffenen Lei-
stungsbezieher*innen seit Einfüh-
rung von „Hartz IV“ immer weiter
gegenüber dem Einkommen ande-
rer Gruppen der Gesellschaft zu-
rückgefallen sind.

Die Grundsicherungsleistungen
für die betroffenen Leistungsbe-
zieher*innen reicht von vorne bis
hinten nicht mehr aus für ein men-
schenwürdiges Leben. Armuts-
stress und Not der Betroffenen stei-
gen. Sie geraten auch immer
schneller in eine Verschuldungs-
spirale.

Vor diesem Hintergrund fordern
wir genauso wie die Gewerkschaf-
ten und die Wohlfahrtsverbände
von der Bundesregierung eine sach-
und realitätsgerechte Ermittlung
des Existenzminimums ohne me-
thodische Fehler. Konkret heißt dies
kurzfristig vor allem:

Verzicht auf willkürliche Strei-
chungen! Ein politisch motiviertes
Kleinrechnen der Regelsätze durch
sachlich nicht bzw. nicht ausrei-
chend begründete Streichungen
von vermeintlich nicht regelsatzre-
levanten Ausgaben, z. B. für einen
Kino- oder Theaterbesuch, sind zu
unterlassen!

 Die mit der  Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe ermittelten
Mobilitätskosten z.B. für den öffent-
lichen Nahverkehr sind voll zu über-
nehmen!

 Notwendige  Kosten der ver-
schiedenen Haushaltstypen für
Strom sind zu übernehmen!

 Einführung von anlassbezoge-
nen Einmalleistungen als Rechtsan-
spruch insbesondere für weiße
Ware (z.B. Kühlschrank und Wasch-
maschine) und für Brillen!

Die Umsetzung dieser Forde-

rungen bedeutet, dass die Regel-

leistung für alleinstehende Er-

wachsene aktuell um etwa 160

Euro im Monat erhöht werden

muss.

Mittelfristig muss auch die Me-
thodik der statistischen Ermittlung
der Regelleistung verändert wer-
den. Das meint insbesondere Fol-
gendes:

 Bei der Bestimmung der Höhe
der Regelleistung ist ein qualitativer
Maßstab notwendig („Mindestver-
sorgungs- und Teilhabestandards im
Vergleich zur Mitte der Gesell-
schaft“); Arbeitslose und Einkom-
mensarme dürfen nicht völlig von
einer normalen Lebensführung ab-
gekoppelt sein.

 Herausnahme der Personen,
die weniger Einkommen haben als
Hartz IV, und von Erwerbstätigen

mit Erwerbseinkommen bis 100
Euro aus der statistischen Ver-
gleichsgruppe!

 Anpassung entsprechend der
Lohnentwicklung, mindestens je-
doch entsprechend der Preis-
entwicklung (Günstigkeits-Rege-
lung)!

ratur oder den Kauf eines Ersatzge-
räts ist angesichts des großen Un-
terschieds des eingerechneten
Kleinstbetrags zu den tatsächlichen
Anschaffungskosten nicht realitäts-
gerecht. Tatsächlich werden die Aus-
gaben, wenn sie anfallen, von den
betroffenen Haushalten deshalb
meist durch Darlehen finanziert.
Das hat zur Folge, dass anschlie-
ßend die Regelleistung zur Tilgung
des Darlehens oft über mehrere
Monate deutlich gekürzt wird.

Auf der Homepage der KOS
(www.erwerbslos.de ) findet
ihr viele weitere Hintergrund-
informationen zum Gesetzes-
entwurf der Bundesregierung
zur Neubemessung der Regel-
sätze und zur Kritik, die z.B. der
DGB und verschiedene Wohl-
fahrtsverbände daran haben.
Dort könnt ihr auch Informatio-
nen und Aktionsideen zu den
am 30.10./ 31.10. vom Bündnis
„AufRecht bestehen“ geplan-
ten Aktionstagen finden.

Hinweis der

Redaktion
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